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Wien Donnerstag den 15. Februar 1877. 
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Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in 
Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 

f ionspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſen dung jährlich 4 fl., halbiährig 2 fl., 
r e Bi ai b vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Dur“ olle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k k. Perwaltungsgerichtshofes 1876/77 in Buchform bogeuweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und 
Bent bas Jahres Abomektent mit diefem Supplement 5 fl. — 10 Mark. Bei gefülligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung 

erbitten, erſuchen um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkeuntniffe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 1 


. kli Y . — Beflagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamarionen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
eee eee een Ne len Nummer Berückſichtigung finden. 


I 
Inhalt. gräben, der Herſtellung von Zufahrtrampen zu Grundſtücken und Ge⸗ 
g 5 0 { N Ela bäuden, oder die des § 6 hinſichtlich der vorgeſchriebenen günſtigen 
Die Legislative auf dem Gebiete der Straßen-Polizei mit beſon⸗ 5 e 5 2 1 
n e nieder ichiſche Landesge- Beſchaffenheit von Zäunen und Hecken für den Luftzug und Schnee 
BE Re F 3 durchfall zum erſten Male entgegentreten. 
Mittheilungen aus der Praxis: Nicht unintereſſant und bezeichnend für den Entwicklungsgang 


Die Gemeinde iſt nicht berechtigt, zu Gunſten der Gemeinderenten eine Gebühr der diesbezüglichen Legislative iſt es, wahrzunehmen, welche Wandlungen 
für das Läuten der Kirchenglocken einzuheben. insbeſondere die Beſtimmungen über die Belaſtung und die mit derſel⸗ 


Korn des Certificates der Zuſicherung der Aufnahme in den Genteindeverband ı ben innig verbundene Radfelgenbreite der Laſtwagen erfahren haben. 

behufs Erlangung der öſterr. Staatsbürgerſchaft. Es gibt ſich in dieſem Punkte die größte Veränderung kund, welche 
Staatswiſſenſchaftliche Bibliographie. die Geſetzgebung im Laufe der Jahre in ihren Beſtimmungen vorge⸗ 
Perſonalien. nommen hat. Nach § 3 des Hofdecretes vom 30. April 1840 


3. 10259 fol die Ladung von Wägen mit weniger als 6 Wiener 
Zoll breiten Felgen, bei zweirädrigen 30 Wiener Centner, und bei 
vierrädrigen 60 Wiener Centner nicht überſteigen. Vergleicht mau 
e 5 oh; 9 g zei biemit die Beſtimmung des § 11 des n. 5. Landesgeſetzes vom 24. 
Die Legislative auf dem Gebiete der 3 trafen He ker 1868, welcher verordnet, daß alle Laſtwagen, welche mit 
mit beſonderer Kückſichtnahme auf die nieder-öſter- mehr als 40 Centner beladen find, mit 4“ und bei einer Belaſtung 


. ei b von mehr als 80 Gentner mit 6“ breiten Radfelgen verſehen fein 
reichiſche Tundesgeſetzge ung. müſſen, jo muß in der Richtung ein Fortſchritt in den Beſtimmungen 
Wenn man die Geſetzgebung auf dem Gebiete des Straßenpoli⸗ 


über die Erhaltung der Straßen conſtatirt werden, daß hiedurch für 
zeiweſens, wie ſich dieſelbe in den hierüber erlaſſenen Hofdecreten und eine Belaſtung von 40 bis 80 Centner eine genaue Felgenbreite von 
Regierungsverordnungen manifeſtirt, im Allgemeinen ins Auge faßt 


Erledigungen. 


4“ und für eine Belaſtung von mehr als 80 Centner eine Felgen- 
und fie bis zu den einzelnen Landesgeſetzgebungen der neueren Zeit breite von 6“ fixirt erſcheint, während früher bei einer Belaſtung bis 
verfolgt, ſo wird man einen intereſſanten und bedeutungsvollen Ent⸗ zu 60 Centner nach der geſetzlichen Formulirung auch eben ſo gut 


wicklungsgang wahrzunehmen in der Lage ſein. 

In ſämmtlichen drei Gebieten dieſes Geſetzgebungsweſens, welche 
in den Beſtimmungen über Reinerhaltung und Intacthaltung der Straßen, 
über die Regelung und Sicherung des Verkehres auf denſelben, über 
die Handhabung dieſes Polizeiweſens und die Beſtrafung von Ueber⸗ 


tretungen desſelben beſtehen, haben ſich belangreiche und für das Weſen 


der Sache vortheilhafte Veränderungen ergeben. Insbeſondere ſei es 
geſtattet, das gedachte Gebiet der Polizei in Vergleich zu der einſchlä⸗ 
gigen n. ö. Landesgeſetzgehung einer Betrachtung zu unterziehen und 
dasſelbe mit Rückſichtnahme auf die über Straßenpolizei⸗Ordnung für die 
nicht ärariſchen Straßen erlaſſenen Landesgeſetze vom 24. October 1868, 
L. G. Bl. Nr. 62 und vom 10. October 1875, L. G. Bl. Nr. 62, 
von denen letzteres das erſtere einigermaßen modificirte, zu beleuchten. 

Was nun zuvörderſt die Beſtimmungen hinſichtlich der Reiner⸗ 
haltung und Jutacthaltung der Straßen im Allgemeinen anbelangt, ſo 
finden ſich dieſelben in der älteren Geſetzgebungsperiode in einer Un⸗ 
maſſe von Verordnungen und Directiven vor und man kann conſtatiren, 
daß dieſelben durch die neuere Geſetzgebung eine bedeutende Vereinfachung, 
eine präciſirte, fyſtematiſche Zuſammenſtellung und auch eine theilweiſe 


Vermehrung erfahren haben, indem uns gewiſſe Beſtimmungen, wie 


eine Felgenbreite von z. B. 3“, wie eine ſolche von 5“ angewendet 
werden konnte. Und es muß zugegeben werden, daß durch die gedachte 
Beſtimmung des erwähnten Hofdecretes der Straßenerhaltung jedenfalls 
eine bedeutend geringere Obſorge als durch eine genaue Fixirung einer 
den verſchiedenen Belaſtungen entſprechenden Felgenbreite zugewende wurde. 

Noch eclatanter erſcheint aber dem gegenüber die Beſtimmung des 
mit § 1 des außer Kraft getretenen n. ö. Geſetzes vom 5. Juni 1874, 
L. G. Bl. Nr. 34 vollkommen identiſchen § 11 des Landesgeſetzes vom 
10. October 1875, L. G. Bl. 62, giltig für die nicht ärariſchen 
Straßen des Erzherzogthums Oeſterreich unter der Enns, welche ver⸗ 
ordnet, daß alle beladenen Laſtwagen, welche mit 2 oder 3 Pferden 
beſpannt find, mit 10˙5 Centimeter breiten, und alle mit 4 oder mehr 
Pferden oder mit Zugochſen beſpannten Laſtwagen mit 15°8 Centimeter 
breiten Radfelgen verſehen ſein müſſen. Indem man ſtatt einer Be⸗ 
laſtung von über 40 bis 80 Centnern die Beſpannung mit zwei oder 
drei Pferden als Criterium der geringeren Radfelgenbreite und an 
Stelle einer Belaftung über 80 Centner die Beſpannung mit mehr als 
drei Pſerden oder Zugochſen als Criterium der größeren Radfelgen⸗ 
breite feftſetzte, wurde ein viel einfacheres Mittel geſchaffen, die Befol⸗ 
gung oder Nichtbefolgung der geſetzlichen Beſtimmungen wahrzunehmen. 


z. B. die des § 3 der beiden Landesgeſetze reſp. des Landesgeſetzes Es genügt ein Blick auf die Beſpannung der Fuhrwerke um zu erkennen, 
vom 10. October 1875 hinſichtlich der Ueberbrückung der Straßen- welche Felgenbreite für dieſelben nach dem Geſetze einzutreten hat, 


während früher die Eruirung der geſetzlichen Felgenbreite durch eine 
erſt langwierige Unterſuchung der Ladung bedeutend erſchwert wurde. 
Welchen außerordentlichen Vortheil dieſe neue Verfügung für die Con⸗ 
trole der Geſetzesbefolgung und die geſammte Durchführung des Geſetzes 
gewährt, braucht daher nicht erſt hervorgehoben zu werden. Freilich begegnet 
die Durchführung dieſer Beſtimmung im praktiſchen Verkehre immerhin 
beachtenswerthen Schwierigkeiten; denn dem Einzelnen, der früher bei 
Beſpannung mit Pferden und einer Ladung von nicht über 40 Centnern 
ſämmtliche Straßen mit ſchmalen Felgen unbeanſtändet paſſiren konnte, 
wird hiedurch wieder wegen entſprechender Umwandlung des Fuhrwer⸗ 
kes eine ökonomiſche Laſt aufgebürdet; doch wird dieſelbe in bedeutendem 


Maße aufgewogen durch die unzw ifelhaften, allbekannten, techniſchen 


Vortheile, welche die breiten Felgen gewähren. Daß auf die Landwirth⸗ 
ſchaft, welche eine exceptionelle Stellung einzunehmen vollkommen bevech- 
tigt iſt, Rückſicht genommen und Wirthſchaftsfuhren, deren genaue Präci⸗ 


ſirung durch das Nachtragsgeſetz vom 9. Auguſt 1876, L. G. Bl. für 


Nieder⸗Oeſterreich Nr. 13 erfolgte, von den Beſtimmungen über die 
breiten Radfelgen losgezählt wurden, ift eine vollkommen gerechte und 
billige Maßregel und kann daher gegenüber den älteren Directiven nur 
als entſchiedener Fortſchritt bezeichnet werden. 


Was das Gebiet der Regelung und Sicherung des Verkehres 
in der Geſetzgebung anbelangt, fo wurde durch die in den beiden be⸗ 
ſprochenen Landesgeſetzen von 1868 und 1875 reſp. im letzteren hier⸗ 
über enthaltenen Beſtimmungen das Materiale der diesfälligen Vorſchriften, 
das durch die Unzahl der früheren, ſie oft nur einzelweiſe enthaltenden Hof⸗ 
decrete uud Regierungs⸗Verordnungen in höchſt unzuträglicher Weiſe zer⸗ 
ſplittert war, in ſyſtematiſche Ordnung und in ſachgemäßen Zuſammenhang 
gebracht. Das Geſetz präciſirt im $ 14 den Begriff der Straßenpolizei⸗ 
Uebertretungen im Allgemeinen und läßt in den S$ 17 bis incl. 26 
eine detaillirte Ueberſicht derſelben folgen. Hiedurch wird ſowohl den 
zur Befolgung des Geſetzes verpflichteten Einzelnen wie den zur Hand⸗ 


26 


Polizeirichter und zur Ueberwachung der Polizei-Uebertretungen die k. k. 
Gendarmerie und die beeideten Straßeneinräumer beſtellt und weiters 
den Erſteren mit der Erhebung über die zu ſeiner Kenntuiß gelan⸗ 
genden Uebertretungen, der Fällung und dem Vollzuge des Erkenntniſſes 
beauftragt, wurde die einzig mögliche Garantie einer exacten und ſicheren 
Handhabung des Straßenpolizeiweſens geſchaffen. 


Gleichwohl hat dieſe exacte Handhabung und vorzugsweiſe 


binſichtlich der Beſtimmungen des § 11 des Geſetzes nicht in allen 


Fällen platzgegriffen, welcher Umſtand aber dem Geſetze keineswegs 
zur Laſt gelegt werden kann. Manche Gemeindevorſteher, welche als 
| Beſitzer größerer Wirthſchaften wegen der Nothwendigkeit der Anſchaffung 
der breiten Felgen durch das Geſetz in ihrem eigenen Intereſſe ſich 
tangirt fühlten, waren hiedurch auch natürlicher Weiſe in einer ſtren⸗ 
gen und exacten Handhabung desſelben gelähmt. Andere beſaßen wieder 
nicht die Macht oder das richtige Geſchick, dieſe Amtshandlung mit 
Energie zu üben, die Folge davon war, daß das Geſetz, nachdem der— 
gleichen Umſtände nicht ſelten eintraten, in der erſten Zeit ſeines Ins⸗ 
580 mit nicht zu unterſchätzenden Schwierigkeiten zu kämpfen 
hatte. 


| Blickt man jedoch dem gegenüber auf die Thatſache zuruck, daß 
dieſes Geſetz größtentheils ſeine vollkommene Durchführung erfahren hat, 

o muß es als ein hervorragendes Verdienſt der Executive, nämlich der 
bpolitiſchen Bezirksbehörden bezeichnet werden, daß ſie den Gemeinden 
bei dieſer ſchwierigen Durchführung unter die Arme griffen und durch 
Energie und zweckentſprechendes Vorgehen die Thätigkeit dieſer auto⸗ 


nomen Organe, welche der an ſie geſtellten Aufgabe nicht ganz ge⸗ 
wachſen waren, ergänzten. 


Nur kann hiebei nicht unterlaſſen werden, eindringlich hervorzu⸗ 
heben, von welch' beſonderem, nicht zu gering anzuſchlagenden Vor⸗ 
theile es für die im Weſen der Sache liegende prompte Durchführung 


habung desſelben Berufenen die Erfüllung ihrer Verpflichtungen bedeu- der Strafamtshandlung wäre, wenn die Strafbeſtimmungen des Geſetzes, 
tend erleichtert, indem fie in einem einheitlichen Geſetze die nöthigen welche gegenüber dem Geſetze von 1868 durch die Beſtimmung hin⸗ 
Anhaltspunkte zur Hand haben, als wenn ſie in die Nothwendigkeit ſichtlich des Erſatzes des durch die Uebertretung eventuell verurſachten 
verſetzt wären, ſich ihre Inſtructionen aus mannigfaltigen Geſetzen und Schadens zweckdienlich ergänzt wurden, auch noch durch Feſtſetzung einer 
Verordnungen zu excerpiren. beſtimmten Recursfrift eine weitere ſehr nothwendige Ergänzung 
N 5 8 um: 8 55 erfahren würden. 
Hiebei verdienen noch einige hier einſchlägige Uebertretungen her⸗ i m er = 5 - 
vorgehoben zu werden, welche ihres gemeinſchädlichen Charakters wegen. Es findet ſich in dem Geſetze keine Recursfriſt normirt und es 
auch Gegenſtand des Strafgeſetzes vom 7. Mai 1852 geworden find, iſt nicht zu verkennen, welcher Vortheil hiedurch demſelben entgeht. 
Die 88 422 und 427 des Strafgeſetzes bezeichnen nämlich das Verſtellen Denn, daß eine in Ermanglung einer diesbezüglichen Beſtimmung im 
der Straßen zur Nachtzeit durch Wägen, Fäſſer und andere Gegen- Geſetze eintretende 14tägige Friſt zur Einbringung von Berufungen 
ſtände, wie das ſchnelle und unbehutſame Fahren und Reiten in ſtark weder im Geiſte, noch in der Intention des Geſetzes liegt, und daß 
frequentirten Orten als Uebertretungen desſelben und belegen fie mit das Geſetz eine exacte Durchführung der Strafamtshandlungen wünſcht. 
entſprechender Strafe. Es tritt alſo in dieſen Fällen neben der Compe⸗ dürfte ſchon durch den § 27, 4 welcher die ſogleiche Eutrichtung oder 
tenz des Polizeirichters aus dem Intereſſe der allgemeinen ſtaatlichen doch Sicherſtellung der verhängten Geldstrafe vorſchreibt, zweifellos 
Rechtsnorm auch die des Straſrichters cumulativ ein. erwieſen . 155 15 8 es 1 4 der Abſicht des Geſetzes 
Hinſichtlich des dritten Gebietes der Geſetzgebung über Straßen⸗ „ ep geobemeingahläiuagen 


en > : nur zu leicht aus der Evidenz ſchwinden und deren Haupterfolg und 
polizei, nämlich der Handhabung derſelben und der Strafbeſtimmungen Wert en R D N un 112 
wurden durch das Hofdecret vom 27. Mai 1837, 3. 10110 nach menen enen 


el ihrer endgiltigen Austragung auf eine ſolch geraume Zeit ihres vor- 
§ 3 zur Entdeckung des, durch vorſchriftswidrige Ladung verurſachten züglichſt tes berauben! Und die in der Miniſterial⸗ = 
Vergehens gegen die Straßenpolizei nicht nur die politiſchen Obrigkeiten | Te ee 


! 5 vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61 beſtimmte Friſt zur Anmel⸗ 
und die Straßenbeamten, dann die Pächter der Wegmauthen, ſondern d sen 3 innerhalb 24 Stund all Erkennt 
auch die Zollämter, Verzehrungsſteuerämter, die in ärariſcher Regie a en 


77 5 0 ö niſſes und Ueberreichung desſelben binnen weiteren drei Tagen per 
ſtehenden Wegmauthämter und die Gefällenwachen berufen. | analogiam auf den vorliegenden Fall anzuwenden, geht nicht an, da die 


Wenn nun im Falle einer ſolchen Betretung von der betretenen beſagte Verordnung nur als Norm für die Beſtrafung jener Geſetzesüber⸗ 
Partei gegen die Straffälligkeit eine Einwendung erhoben und die ge- tretungen zu gelten hat, welche nicht durch, das allgemeine Strafgeſetz 
ſetzliche Strafe von 10 fl. bei der politiſchen Obrigkeit oder bei dem vom 27. Mai 1852 als ſtrafbare Handlungen erklärt find und rück— 
Gefällsamte nicht erlegt oder ſichergeſtellt wurde, jo mußte nach 8 6 ſichtlich welcher das Verfahren nicht durch beſondere Vorſchriften aus⸗ 
die Partei an die nächſte an der Straße, welche das Fuhrwerk verfolgt, drücklich geregelt iſt. Nachdem nun Straßenpolizei⸗Uebertretungen nach der 
befindliche politiſche Obrigkeit, von welcher ſodann das Erkenntniß zu denſelben durch das Geſetz zugedachten Behandlung nicht unter die in 
ſchöpfen war, zur weiteren ordentlichen Unterſuchung und Entſcheidung der ſoeben berührten Miniſterialverordnung begriffenen Geſetzesübertre⸗ 
geſtellt werden. Eine gleiche Amtshandlung hatte nach dem Hofdecrete tungen ſubſumirt werden können, ſo kann bei denſelben auch die vorbe⸗ 


vom 24. Juli 1840, 3. 22606 hinſichtlich der übrigen Straßen⸗ 


polizei⸗Uebertretungen einzutreten. 


Welche bedeutende Vereinfachung wurde die ſem ſchwerfälligen 
und complicirten Mechanismus der Polizeicontrole gegenüber durch die 


beiden Landesgeſetze von 1868 und 1875, reſp. durch das letztere 


| 


Landesgeſetz' geſchaffen. 
Indem 8 29 den Bürgermeiſter des Uebertretungsgebietes als 


ſprochene Berufungsfriſt folgerichtig keine Anwendung finden. 


Es iſt daher noch in der Hand der Geſetzgebung gelegen, die Anwen⸗ 
dung einer Recursfriſt, welche als eine der exacten und durchgreifenden 
Handhabung dieſer Polizeibeſtimmungen, wie der durch die Natur der 
Sache gebotenen unverzüglichen Amtshandlung entſprechendere erſcheint, 
bei den vorliegenden Uebertretungsfällen zu verfügen. Hiezu würde ſich 
eine Friſt von 24 Stunden zur Anmeldung des Recurſes, nach Fällung, 


27 


reſp. Zuſtellung des Erkenntniſſes, verbunden mit einer weiteren drei⸗ Der Statthalter hat dieſe Eingabe mit Erlaß vom 2. Mai 1873 
tägigen Friſt zur Ueberreichung der angemeldeten Berufung, wie ſelbe dem Bezirkshauptmanne in Br. mit dem Auftrage übermittelt, über die 
in der vorerwähnten Miniſterialverordnung vom 3. April 1855 be⸗ Eingabe des Biſchofs in erſter Inſtanz das Amt zu handeln. 
ſtimmt iſt, am beſten eignen. Denn, daß zwiſchen der vorerwähnten Der Bezirkshauptmann entſchied mit Erkenntniß vom 7. Jäuner 
Beſtimmung des Geſetzes, daß die Strafe ſogleich zu entrichten oder 1876, daß kein Anlaß vorhanden ſei, den Gemeindeausſchußbeſchluß 
doch ſicherzuſtellen iſt, und einer für die Berufung gegen dieſelbe ein⸗ als ungeſetzlich oder den Wirkungskreis der Gemeinde überſchreitend 
tretenden allgemeinen 14tägigen Friſt ein Widerſpruch beſteht, könnte aufzuheben, und zwar aus dem Grunde, weil die Gemeinde alle den 
wohl nicht geleugnet werden und als Beweis, welch' verſchiedenartige Thurm und die Glocken betreffenden Koſten ohne Beiziehung der Kirchen⸗ 
Auskegung der Umſtand, daß im Geſetze eine beſtimmte Berufungsfriſt | concurrenz aus der Commtunalcaffe beftreite und ſohin ihr ein Anſpruch 
ſich nicht vorfindet, in der Praxis erfährt, möge es geſtattet ſein, die auf Entſchädigung für dieſe Auslagen zukomme, weil ſerner kein Grund 
Thatſache anzuführen, daß, von verſchiedenen Gemeinden desſelben und zu einer Beſchränkung der angeblichen Einflußnahme des Gemeindevor⸗ 
verſchiedener politiſcher Amtsbezirke Blanquette für Straferkenntniſſe ſtandes auf das Läuten der Glocken bei kirchlichen Functionen vor⸗ 
wegen Straßenpolizei⸗Uebertretungen im Amtsverkehre verwendet wer- handen ſei, da nach Lage der Erhebung von Seite des Gemeindevor— 
den, in welchen im Gegenſatze zu einander eine drei- und eine vier- ſtandes bisher weder ein hemmender Einfluß geübt, noch ein Verbot 
zehntägige Friſt zur Einbringung von Berufungen an die vorgeſetzte erlaſſen wurde. 
politiſche Behörde ſeſtgeſetzt erſcheint. Ueber die vom Br . der Biſchofe eingebrachte Beſchwerde fand 
Schließlich ſei noch erwähnt, welch ein hervorragender exorbitan⸗ die Statthalterei mit Erlaß vom 1. Juni 1876 dieſe Entſcheidung 
ter Vortheil ſowohl der Durchführung der beſprochenen Beſtimmun⸗ aufzuheben, weil die Einhebung, Verwendung und Verrechnung der 
gen, wie der geſammten Straßenverwaltung und dem Straßenweſen ſtolamäßigen Gebühren für das kirchliche Glockengeläute bei Leichenbe⸗ 
überhaupt erwachſen würd, wenn die auf die Radfelgenbreite Bezug ; gängniſſen, ſowie überhaupt die Verfügung bezüglich der Benützung der 


habenden Beſtimmungen der neuen Straßenpolizei⸗Ordnung auch als 
Norm für die ärariſchen Straßen aufgeſtellt werden könnten. Es 
ereignet ſich im Verkehre fait tagtäglich, daß ſchmalfelgige Laſt⸗ 
wagen, welche neun Zehntheile ihres Weges auf einer Reichsſtraße und 
ein Zehntheil auf einer nicht ärariſchen Straße zurücklegen, auf den 
letzteren wegen Polizei⸗Uebertretung beanſtändet werden und wie vielfache 
Conflicte haben ſich hiedurch in der Praxis bereits ergeben. Und welche 
Härte iſt in der Verfügung gelegen, welche um der Benützung des 
zehnten Theiles eines Verkehrsmittels willen, dem Einzelnen ſo bedeu⸗ 
tende Koſten einer Umänderung ſeiner Fuhrwerke auferlegt. Abgeſehen 
davon, daß durch die Ausdehnung dieſer für die nicht ärariſchen 
Straßen geltenden Beſtimmungen auf die Reichsſtraßen dieſe voll⸗ 
kommen berechtigten Einwendungen, welche ſich durch die innige Ver⸗ 
kettung von ärariſchen und nicht ärariſchen Straßen ergeben, auf das 
Wirkſamſte begegnet und die Schwierigkeiten, welche durch dieſe Ver⸗ 
quickung derſelben in einander für den Verkehr und die Durchführung 
dieſer Beſtimmungen erwachſen, mit einem Schlage beſeitigt würden, 
erſcheinen noch zwei interne Vortheile einer ſolchen Verfügung berückſichtigens⸗ 
werth. Es würde einerſeits die ſchmale Radſelge, der Ruin jeder ſorg⸗ 
fältig gehaltenen Straße, unter der geſetzlichen Vorausſetzung für immer 
von denſelben verbannt ſein. Eine Folge hievon wäre andererſeits, 
daß dem Aerar jedenfalls eine durch Erhaltung einer beſſeren Qualität 
der Straßen bedingte Minderung der Erhaltungskoſten zu Gute käme. 

Es würde weiters hiedurch eine Uniformität in den geſetzlichen 
Beſtimmungen über das Straßenweſen, es würde eine einheitliche Be⸗ 
handlung desſelben geſchaffen und eine bedentend leichtere Durchführ⸗ 
barkeit dieſer dem Geiſte der neueren Geſetzgebung vollkommen ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmungen hervorgerufen werden. 

Leopold Preleuthner. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Gemeinde iſt nicht berechtigt zu Gunſten der Gemeinderenten 
eine Gebühr für das Läuten der Kirchenglocken einzuheben. 


Die Gemeindevertretung von E. hat am 22. Jänner 1870 den 
Beſchluß gefaßt, daß für das Läuten der großen Glocke bei Begräbniſſen 
eine beſtimmte Taxe für die Gemeinderenten eingehoben werde, u. zw. 
zur Begründung eines eigenen Fondes behufs Beſtreitung verſchiedener 
Reparaturen an dem Thurme oder an den Glocken. 

Als im Jahre 1873 wegen des Rechtes der Verfügung über 
dieſe Glocken zwiſchen der Gemeinde und dem Pfarrer Differenzen ent⸗ 
ſtanden, nahm dies der Biſchpf von Br. zum Anlaß, bei der Statt⸗ 
halterei anzuſuchen, daß der obgedachte Beſchluß des Gemeinde⸗Aus⸗ 
ſchuſſes aufgehoben, das Recht der Einhebung und Verrechnung der 
Glockenläutgebühren der Kirchenvermögens⸗Verwaltung zuerkannt, der 
etwa beſtehende Glockenfond derſelben übergeben und der Gemeinderath 
angewieſen werde, das Recht des Pfarramtes über die Anwendung des 
Glockengeläutes zu reſpectiren. 


Kirchenglocken der Kirchenvermögens⸗Verwaltung zuſteht. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte die Gemeinde an das Mini⸗ 
ſterium des Innern, indem ſie vorzüglich geltend machte, daß ſie ſtets 
alle Auslagen für den Thurm und die Glocken aus eigenen Mitteln 
beſtritten habe, daß fie die Gebühren für das Läuten nicht zu allge⸗ 
meinen Gemeindezwecken, ſondern zu Zwecken eines beſonderen Glocken⸗ 
fondes einhebe und daß endlich durch den Gemeindebeſchluß eine Ver⸗ 
kürzung in den Stolgebühren nicht eintrete, da die Commune auf die 
Stolgebühren nicht den geringſten Einfluß nehme. 

Das Miniſterium des Innern hat im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium für Cultus und Unterricht unterm 11. Jänner 1877, 3. 
15234 ex 1876 dieſe Berufung der Gemeinde E. zurückgewieſen und 
die im 8 103 Gem.⸗Ord. gegründete Entſcheidung der Statthalterei 
beſtätigt, „weil die fragliche Glocke kein ſolches Object iſt, für deſſen 

Benützung die Gemeinde eine Gebühr einzuheben berechtigt iſt und 
weil die Gemeinde insbeſonders nicht berechtigt iſt, andere Gebühren 
einzuführen, als in der Stolataxorduung vom 15. April 1749 
normirt find.” . H. 


Form des Certificates der Zuſicherung der Aufnahme in den Ge⸗ 
meindeverband behufs Erlangung der öſterr. Staatsbürgerſchaft. 
2 Das Miniſterium des Innern hat unterm 6. December 1876, 
3. 16.124 der böhmiſchen Statthalterei eröffnet, daß es gegen die 
Verleihung der öſterr. Staatsbürgerſchaſt an den evangeliſchen Prediger 
helv. Confeſſion Friedrich Wilhelm Sch. unter der Bedingung keinen 
Anſtand erhebe, „daß vorher vom Gemeindevorſteher in K. eine dem 
§ 55 der Gem.⸗Ord. vollkommen entſprechende, die Berufung auf den 
diesſälligen Gemeindebeſchluß enthaltende und nebſt dem Gemeinde⸗ 
vorſteher von einem Gemeinderathe und von zwei Ausſchußmännern 
mitunterfertigte Erklärung des Inhaltes ausgeſtellt werde, daß die ge⸗ 
nannte Gemeinde dem Friedrich Wilhelm Sch. die Aufnahme in den 
Gemeindeve band für den Fall zuſichert, als derſelbe die öſterr. Staats⸗ 
bürgerſchaft erlangt haben wird“, nachdem die vorliegende Ausfertigung 
des Gemeindevorſtehers den vorbezeichneten geſetzlichen Erforderniſſen 
nicht entſpricht. Kl. 
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Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Hofſecretär der Direction für adminiſtrative 
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rathes u. dem Viceſecretär daſelbſt Dr. Johann Winckler den Titel u. Charak⸗ 
ter eines Hofſecretärs, Beiden taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im k. k. Miniſterium für 
Landesvertheidigung Peter Ens lein taxfrei den Titel u. Charakter eines Rech⸗ 
nungsrathes verliehen. 
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Erledigungen. 


In Bezirkshauptmannsſtelle für Nieder⸗Oeſterreich bis Ende Februar. (Amtsbl. 
r. 28.) 

Zwei Bau⸗Adjunctenſtellen für Tirol und Vorarlberg in der zehnten 
Rangsclaſſe und (eventuell zwei Bauprakticantenſtellen mit Adjutum bis 
25. Februar. (Amtsbl. Nr. 28.) 
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